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Vorwort 

Erwirbt der Bürger bereits vor Erteilung einer behördlichen Erlaubnis eine gesi-
cherte Rechtsposition, oder verliert er seinen Anspruch, wenn sich die Sach- oder 
Rechtslage ändert? Diese praktische Frage ist Gegenstand der vorliegenden Unter-
suchung. Im Ergebnis führt  sie zu einem Abwägungsmodell, das die Rechtsbestän-
digkeit des Anspruchs an der Rechtsbeständigkeit der zu erteilenden Erlaubnis be-
mißt. Erlöschen des Anspruchs und Aufhebung der Genehmigung unterliegen ge-
meinsamen rechtlichen Grenzen. Daß die Rechtsbeständigkeit vielfach als Spezifi-
kum des Verwaltungsakts betrachtet wird, ist bezeichnend für die nach wie vor be-
stehenden Dominanz dieser Handlungsform. Der Genehmigungsanspruch erscheint 
nicht zuletzt deswegen als ungesicherte Rechtsposition, weil die Problematik ge-
meinhin unter der Überschrift  des maßgeblichen Beurteilungszeitpunkts für die ver-
waltungsgerichtliche Verpflichtungsklage behandelt wird. Deshalb galt es, die theo-
retischen Grundlagen für eine Dogmatik des Genehmigungsanspruchs fruchtbar  zu 
machen und die Auswirkungen anhand exemplarischer Rechtsgebiete zu skizzieren. 
Das konkrete Gewicht der beschriebenen Grundsätze in der Vielzahl möglicher An-
wendungsfälle muß sich freilich in der Praxis und in weiteren Untersuchungen er-
weisen. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1998/99 von der Rechts wissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Passau als Dissertation angenommen. Sie wurde im Februar 
1999 abgeschlossen. Mein Dank gilt Herrn Professor  Dr. Dirk Heckmann, der mich 
stets unterstützt und mir den nötigen inhaltlichen Freiraum gewährt hat. Herrn Pro-
fessor Dr. Hartmut Söhn danke ich für die zügige Erstattung des Zweitgutachtens, 
dem Verlag Duncker & Humblot, namentlich Herrn Professor  Norbert Simon für 
die Aufnahme der Arbeit in die Schriften zum Öffentlichen  Recht sowie Herrn Hei-
ko Vogler für seine Unterstützung und die kritische Lektüre des Manuskripts. 

Vor allem aber danke ich meinen Eltern, Helga und Franz Vogler, die mir immer 
zur Seite gestanden haben. Ihnen und Ursula Romania, die mich mit viel Verständ-
nis und Kraft  begleitet hat, widme ich dieses Buch. 

Bernd  Vogler 
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Einführung und Gang der Untersuchung 

Zum gesicherten Kernbestand des Verwaltungsrechts zählen die Folgen der 
Rechtswidrigkeit und die Bestandskraft  von Verwaltungsakten. Demgegenüber hat 
der gegen die öffentliche  Hand gerichtete Anspruch des Bürgers auf Erteilung eines 
begünstigenden Bescheids nur im Schlagschatten der Handlungsform Verwaltungs-
akt Beachtung gefunden. Hier eine „anspruchsbezogene" Betrachtung vorzuneh-
men, die den Genehmigungsanspruch als eigenständige rechtliche Kategorie eta-
bliert, ist Ausgangspunkt und Grundanliegen dieser Arbeit. 

Für den Bürger hat der Anspruch eine ähnlich ausschlaggebende Bedeutung wie 
im Zivilrecht: ausschließlich dessen Bestand entscheidet darüber, ob er in den Ge-
nuß der erstrebten Begünstigung kommt. Der Verwaltungsakt ist hierbei bloßer An-
spruchsinhalt und Ziel der Bemühungen, nämlich der Erfüllung des Anspruchs 
durch Erteilung des Bescheids. Freilich setzt dies nicht nur die Entstehung, sondern 
auch den Fortbestand des Anspruchs bis zur Erfüllung voraus. Damit ist die Grund-
frage nach seiner Rechtsbeständigkeit aufgeworfen:  Welche Umstände führen zu ei-
nem nachträglichen Erlöschen des bereits entstandenen Anspruchs des Bürgers? 
Welche Änderungen der Sach- oder Rechtslage sind zu bedenken, die die erhoffte 
Genehmigungserteilung letztlich doch noch vereiteln? In Hinblick auf die oft lange 
und nur schwer kalkulierbare Dauer behördlicher und gerichtlicher Verfahren  und 
der ökonomischen Notwendigkeit zur Finanzierungsplanung und Investitionssiche-
rung sind dies praktisch drängende Fragen. 

Hier offene  Probleme zu finden, verwundert in dreifacher  Hinsicht. Zunächst 
kann der Anspruchsinhaber von der Rechtsordnung eine Antwort auf sein verständ-
liches Anliegen erwarten, ob und unter welchen Umständen er mit einem Verlust 
seiner Rechtsposition rechnen muß. Im Zivilrecht als dem traditionellen „Recht der 
Ansprüche" existiert deswegen ein System von Erlöschenstatbeständen, die als fest 
umrissene Ausnahmen gleichzeitig den Bereich der Rechtsbeständigkeit des An-
spruchs markieren. Entsprechende Vorschriften  bestehen zwar für das Sozialrecht 
oder das Steuerrecht, fehlen aber für den Bereich des klassischen Verwaltungs-
rechts. Ein System der Rechtsbeständigkeit findet sich dort nur für die gesetzliche 
Balance zwischen Bestandskraft  und Aufhebbarkeit  von Verwaltungsakten. 

Eine vergleichbare Dogmatik des Anspruchserlöschens existiert hingegen nicht. 
Sie gilt auch als entbehrlich, scheint doch das Verwaltungsrecht eine Rechtsbestän-
digkeit von Ansprüchen grundsätzlich nicht anzuerkennen. Nach der gängigen Auf-
fassung ist allein die erteilte Genehmigung eine gesicherte Rechtsposition. Der An-
spruch hingegen erlischt nicht nur aufgrund fest umrissener gesetzlicher Tatbestän-
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de, sondern auch bei einer zwischenzeitlich eingetretenen Änderung der Sach- oder 
Rechtslage. 

Damit erweist sich primär als eine Frage des Anspruchserlöschens, was her-
kömmlich unter dem Aspekt des maßgeblichen Beurteilungszeitpunkts im Rahmen 
der verwaltungsgerichtlichen Verpflichtungsklage behandelt wird. Es wird sich zei-
gen, daß eine anspruchsbezogene materielle Betrachtung des Anspruchserlöschen 
gleichzeitig die dogmatischen Grundlagen für den gerichtlichen Entscheidungszeit-
punkt klärt. 

Das erste Kapitel stellt, nach einer materiellen Grundlegung des Anspruchs im 
Verwaltungsrecht, sein Entstehen und Erlöschen dar und geht anschließend auf die 
Durchsetzung im behördlichen und gerichtlichen Verfahren  sowie in der verwal-
tungsgerichtlichen Vollstreckung ein. Das zweite Kapitel ist den Überlegungen zur 
Rechtsbeständigkeit von Genehmigungsansprüchen gewidmet und verbindet die 
Anspruchsdogmatik mit der Behandlung von Änderungen der Sach- oder Rechtsla-
ge. Auf dieser Grundlage ist es möglich, im dritten Kapitel die gesetzlichen Regeln 
für die Änderungsbehandlung bei Verwaltungsakten zur Beurteilung der Rechtsbe-
ständigkeit des Genehmigungsanspruchs heranzuziehen. 

Dieses Ziel der vorliegenden Arbeit steht im Vordergrund; eine umfassende Be-
handlung sämtlicher mit dem Genehmigungsanspruch zusammenhängenden Pro-
bleme kann und soll nicht geleistet werden. Deswegen beschränken sich die Folge-
rungen auf gesetzliche, durch spezielle Freiheitsgrundrechte gewährleistete Geneh-
migungsansprüche; weitere Ansprüche werden lediglich gestreift.  Auch kann es 
aufgrund der Vielfalt der spezifischen Ansprüche des besonderen Verwaltungsrechts 
nicht Ziel der Untersuchung sein, eine umfassende Darstellung für die jeweiligen 
Rechtsgebiete zu leisten. Die Systematik kann stets nur exemplarisch sein. 



Erstes  Kapitel 

Entstehung und Durchsetzung 
des Genehmigungsanspruchs 

§ 1 Grundlagen: 
Der Anspruch im Verwaltungsrecht 

I. Der Anspruch 

1. Anspruchsbegriff 

Der Umgang mit Ansprüchen war stets eine Domäne des Zivilrechts. Bereits die 
Bemühungen des römischen Rechts waren zentral darauf ausgelegt, die rechtlichen 
Beziehungen der Rechtssubjekte untereinander auf den nucleus  des Anspruchs zu-
rückzuführen 1. Auch das moderne Zivilrecht wird zwar nicht ausschließlich, aber 
doch wesentlich von der Frage des Bürgers bestimmt, „Was er von Wem Woraus" 
verlangen kann2. Rechte gewinnen erst dann ihren praktischen Wert, wenn sich dar-
aus ein Anspruch ergibt, i. e. das Recht, „von einem anderen ein Tun oder Unterlas-
sen zu verlangen". Mit der Legaldefinition des § 194 Abs. 1 BGB ist das zentrale Re-
gelungsinstrument des Zivilrechts bezeichnet: die Normierung und Regelung von 
Anspruchsbeziehungen. 

2. Anspruch, Forderung und Schuld 

Ebenso wie der Anspruch ist die Forderung ein subjektives Recht3. Der Unter-
schied liegt im Anspruchsinhalt: Die Forderung bezeichnet das Recht des Gläubi-
gers, von dem Schuldner eine Leistung zu fordern,  §241 BGB. Damit erweist sich 
die Forderung lediglich als Konkretisierung des allgemeinen Anspruchsbegriffs 4. 

1 Vgl. M. Käser,  Das Römische Privatrecht I, § 5513 (S. 224). 
2 J. Schapp, Das subjektive Recht im Prozeß der Rechtsgewinnung, S. 36 ff.  etwa sieht im 

Anspruch ein zentrales Strukturelement; ebenfalls W.  Schur,  Anspruch, absolutes Recht und 
Rechtsverhältnis, S.49. 

3 K.  Larenz,  AT, § 13 I (S. 211); L. Enneccerus/H.  C. Nipperdey,  AT 1/1, §§ 72 12, 73 I 2 
(S. 431 f., 440). 

4 J. Gernhuber,  Schuldverhältnis, § 315 (S. 35). 

2 Vogler 


